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Ambulanzkosten und Sozialhilfe / 5.11.2002

A]
Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe und Betreuung und auf die Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind (Art. 12 der Bundesverfassung, BV). Es handelt sich um den verfassungsrechtlichen Anspruch auf ein Existenzminimum, der schon vor dem Inkrafttreten der neuen Verfassung vom Bundesgericht anerkannt wurde (s. BGE 121 I 367, JdT 1997 I 285). Zudem wird das Recht auf Leben ebenfalls verfassungsrechtlich gewährleistet (Art. 10 Abs. 1 BV). Demzufolge sind die Stellungnahmen des kantonalen Sozialdienstes vom 23. Dezember 1994 und 18. Mai 1999 absolut gerechtfertigt, in dem Sinne, als die Ambulanzkosten im Rahmen der Sozialhilfe übernommen werden können, wenn alle Voraussetzungen für die Gewährung dieser Hilfe erfüllt sind.

B]
Es sei jedoch daran erinnert, dass die Sozialhilfe subsidiär zu anderen Formen der Kostenübernahme für Ambulanztransporte bleibt (Art. 5 SHG). Das schweizerische System der sozialen Sicherheit sieht zwei Situationen vor, Krankheit und Unfall. Im Krankheitsfall übernimmt die obligatorische Krankenpflegeversicherung zumindest die Hälfte der « Kosten von medizinisch indizierten Krankentransporten zu einem zugelassenen, für die Behandlung geeigneten und im Wahlrecht des Versicherten stehenden Leistungserbringer, wenn der Gesundheitszustand des Patienten oder der Patientin den Transport in einem anderen öffentlichen oder privaten Transportmittel nicht zulässt. Maximal wird pro Kalenderjahr ein Betrag von 500 Franken übernommen. » (Art. 26 Abs. 1 KLV ; Art. 25 Abs. 2 Bst. g KVG ; s. auch Entscheid des eidg. Versicherungsgerichts vom 26.09.2001, veröffentlicht in SVR-Rechtsprechung 6/2002, S. 89, KV Nr. 25). Bei Unfall müssen die Reise-, Transport- und Rettungskosten von der obligatorischen Unfallversicherung vergütet werden, sofern sie notwendig sind, und die Vergütung der Kosten im Ausland kann beschränkt werden (Art. 13 UVG). Demzufolge sind in erster Linie die unerledigten Rechnungen des Ambulanzdienstes aufmerksam zu prüfen : Handelt es sich um Krankheit oder Unfall, wurden die Rechnungen vorher den betroffenen Versicherungen unterbreitet, können sie gegebenenfalls noch vergütet werden ?
C]
Aus dem Bisherigen ergibt sich, dass die Sozialhilfe gezwungen sein könnte, einen allfälligen Fehlbetrag dieser unerledigten Rechnungen zu decken, sofern der Ambulanztransport notwendig war. Der massgebliche Augenblick für die Beurteilung der Notwendigkeit ist derjenige der Einleitung des Transports (s. wie oben SVR 6/2002 S. 89). Unseres Erachtens ist es unwichtig, ob die Person zu diesem Zeitpunkt Sozialhilfe bezog oder nicht, denn wenn dies nicht zutrifft, muss auf jeden Fall die persönliche Situation der erkrankten oder verunfallten Person untersucht werden. Hierzu sei präzisiert, dass die Folgekosten einer Krankheit oder eines Unfalls nicht im Voraus in ein Sozialhilfebudget aufgenommen werden können. Somit steht für solche notwendigen Kosten nicht zur Frage, ob sie als von Dritten geschuldet verweigert werden können (s. RFJ 1997 S 347 und 349).

D]
Die letzte Frage des regionalen Sozialdienstes des X betrifft einen formaleren Aspekt, nämlich die Eigenschaft als Partei im Sozialhilfeverfahren und die Verbindlichkeit der Entscheide gegenüber Dritten. Zum einen ist das Sozialhilfegesetz bezüglich der Personen, die einen Sozialhilfeentscheid anfechten können, restriktiv (Art. 35 und 37 SHG). Jedoch ist auch vorgesehen, dass die Einspracheentscheide mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht angefochten werden können (Art. 36 SHG). Demzufolge verweist das Sozialhilfegesetz implizit auf das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG), da dieses zumindest ergänzend für alle Verwaltungsbehörden des Kantons gilt (Art. 1 VRG). Die Annahme oder Ablehnung nun der ganzen oder teilweisen Übernahme der obgenannten Rechnungen läuft auf das Fällen eines Entscheids in Anwendung des kantonalen oder eidgenössischen öffentlichen Rechts hinaus (s. oben) ; es handelt sich also um einen Entscheid im Sinne von Artikel 4 VRG. Da der Ambulanzdienst in seinen Rechten und Pflichten direkt von einem solchen Entscheid betroffen ist, ist er im Verwaltungsverfahren parteifähig (Art. 11 Abs. 1 Bst. a VRG). Deshalb muss sich die zuständige Sozialkommission mit dem Gesuch des Ambulanzdienstes befassen und in Wahrung des Subsidiaritätsprinzips (s. oben) überprüfen, ob alle Voraussetzungen für die Gewährung einer materiellen Hilfe in jedem einzelnen Fall erfüllt sind. Sollte die Sozialkommission es ablehnen, auf das Gesuch einzutreten, setzt sie sich der Gefahr einer direkten Klage des Ambulanzdienstes beim Verwaltungsgericht aus (fehlender Entscheid, Nichteinhaltung der Entscheidungspflicht, Art. 111 VRG).
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